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Barrierefreiheit verbindlich vereinbaren 
Kernpunkte betrieblicher Vereinbarungen zur barrierefreien IT-Gestaltung 
 

Hintergrund 

In vielen Unternehmen und öffentlichen Verwaltungen ist der Einsatz von Informati-
ons- und Kommunikationstechnologien in Betriebs- oder Dienstvereinbarungen ver-
bindlich geregelt. Der Fokus ist dabei i.d.R. auf den Datenschutz, die Regelung von 
Verhaltens- und Leistungskontrollen und die Einhaltung von Grundsätzen der Soft-
wareergonomie gerichtet.  
 
Die barrierefreie Gestaltung der Informationstechnik wie Intranet und an Arbeitsplät-
zen gebräuchlichen Computerprogrammen basiert dagegen oft nur auf Absichtser-
klärungen oder mündlichen Absprachen – und scheitert damit häufig an fehlender 
Verbindlichkeit.  

Gesetzliche Grundlagen 

Arbeitgeber und betriebliche Interessenvertretungen sind verpflichtet, sich mit der 
barrierefreien Gestaltung der Informationstechnik zu befassen. Gesetzliche Grundla-
gen sind u. a. das Sozialgesetzbuch IX sowie Arbeits- und Gesundheitsschutzvor-
schriften. Die UN-Behindertenrechtskonvention, die seit März 2009 auch in Deutsch-
land gilt, fordert darüber hinaus die inklusive Gestaltung der Arbeitswelt. Das heißt,  
 
Arbeitsbedingungen müssen an den Menschen angepasst werden und nicht 
umgekehrt. 
 
Welche Rechtsform eine Vereinbarung zur barrierefreien Informationstechnik haben 
und wie sie mit bereits bestehenden betrieblichen Vereinbarungen verbunden wer-
den kann, hängt immer von den jeweiligen betrieblichen Bedingungen ab. Die Frage 
kann nur vor Ort entschieden werden.  
 
Weitere Informationen siehe hier:  
http://www.dvbs-online.de/horus/2008-1-4321.htm. 

Gemeinsame Arbeitsergebnisse 

In Workshops mit Betriebs-, Personalräten und Schwerbehindertenvertretungen wur-
den Kernpunkte für Integrations-, Betriebs- und Dienstvereinbarungen erarbeitet.  
Die BIK@work-Beratung beim Norddeutschen Rundfunk in Hamburg führte u. a. zum 
erfolgreichen Abschluss einer IT-Dienstvereinbarung, die wichtige Verfahrensregeln 
zur dauerhaften Sicherstellung barrierefreier Informationstechnik enthält. Hier wurden 
weitere Erkenntnisse für betriebliche Vereinbarungen gesammelt. Die hier vorgestell-
ten Kernpunkte sollen der Orientierung und Diskussion dienen. 
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1. Das Ziel 

Mit einer betrieblichen Vereinbarung wird das Ziel verfolgt, dass neue und zur Über-
arbeitung anstehende IT-Systeme so gestaltet werden, dass sie für schwerbehinder-
te Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gem. § 4 Behindertengleichstellungsgesetz 
(BGG) „…in der allgemein üblichen Weise, ohne besondere Erschwernis und grund-
sätzlich ohne fremde Hilfe zugänglich und nutzbar sind.“ 
 
Ziel ist es darüber hinaus, dass kein Beschäftigter von der Nutzung der innerbetrieb-
lichen Informationstechnik und Kommunikation, z. B auch durch unzugängliche Do-
kumente, ausgeschlossen wird, weshalb die Verordnungen des BGG innerbetrieblich 
angewendet werden sollten: 

 Verordnung nach § 11 BGG - Verordnung zur Schaffung barrierefreier Infor-
mationstechnik (BITV), 

 Verordnung nach § 9 BGG - Kommunikationshilfen-Verordnung (KHV), 
 Verordnung nach § 10 BGG - Verordnung über barrierefreie Dokumente 

(VBD).  
 

Behindertengleichstellungsgesetz und Verordnungen finden Sie hier: 
http://www.gesetze-im-internet.de/ 
 
Zusätzlich zur barrierefreien Informationstechnik-Gestaltung sind behinderten Be-
schäftigten die erforderlichen technischen Hilfsmittel zur Verfügung zu stellen.  
 
Ein weiteres Ziel ist es, wirtschaftliche und soziale Nachteile bei der Einführung neu-
er IT-Systeme zu verhindern und die Beschäftigten und ihre Interessenvertretungen 
bei der Planung, Einführung, Anwendung und Erweiterung von IT-Systemen zu betei-
ligen. Die effiziente Nutzung der Informationstechnik wird dabei durch Qualifizie-
rungsmaßnahmen gewährleistet.  

2. Beteiligungsverfahren 

Kernstück betrieblicher Vereinbarungen sollte die Sicherstellung der Barrierefreiheit 
der IT-Systeme bereits vor der Auftragsvergabe sein. Beteiligungsverfahren regeln 
die Einbeziehung von Betriebs-, Personalräten und Schwerbehindertenvertretungen 
sowie der Arbeitgeberbeauftragten zum frühestmöglichen Zeitpunkt. 
Man kann die Beteiligungsverfahren von der Relevanz der IT-Anwendungen für die 
gesamte Belegschaft abhängig machen, denn es gibt eine Vielzahl von Anwendun-
gen oder Tools, die nur einen kleinen Spezialistenkreis betreffen oder die nur zeit-
weise eingesetzt werden. Wichtig ist, den Fokus auf die Anwendungen zu richten, mit 
denen alle, insbesondere behinderte Beschäftigte, arbeiten müssen. 

Mitbestimmte Anwendungen 
Der Arbeitgeber stellt der Interessenvertretung eine Übersicht aller geplanten Anwen-
dungen (einschl. der Updates) in regelmäßigen Abständen zur Verfügung. Außerdem 
beschreibt er in der technischen Dokumentation zu den IT-Systemen, welche Maß-
nahmen der Barrierefreiheit auf welcher Grundlage umgesetzt werden und ggf. wel-
che Gründe vorliegen, die eine Umsetzung der Barrierefreiheit verhindern.  
Der Interessenvertretung wird eingeräumt, innerhalb einer bestimmten Frist, z. B. von 
6 Wochen, die Barrierefreiheit auch von Externen überprüfen zu lassen. Der techni-
sche Zugang zum Testen ist unter Berücksichtigung des Datenschutzes zu gewähr-
leisten. 
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Wenn die Interessenvertretung sich innerhalb dieser Frist nicht äußert, gilt dies als 
Zustimmung zur Auftragserteilung bzw. zur Einführung eines IT-Systems. 

Vereinfachtes Verfahren 
Ein vereinfachtes Verfahren kann vorsehen, dass die Interessenvertretung z. B. nur 
per E-Mail über die Beschaffung z. B. von Software für Administrations- und Mess-
zwecke, für IT-Einzelbedarfe oder Eigenanwendungen informiert wird und nur auf 
Anfrage weitere Detailinformationen erhält, wenn z. B. ein Schwerbehindertenar-
beitsplatz betroffen sein sollte. 
 
Bei Kleinanwendungen und Administrationstools, für die das vereinfachte Verfahren 
gilt, erhält die Schwerbehindertenvertretung im Rahmen turnusmäßiger Beratungen 
Gelegenheit zur Stellungnahme. 

3. Nachhaltigkeit schaffen 

Zur nachhaltigen Sicherstellung der barrierefreien Informationstechnik sollten folgen-
de Maßnahmen verbindlich vereinbart werden: 

Konzepterstellung 
Der grafischen Gestaltung liegt i. d. R. ein Styleguide zugrunde, der den Zugänglich-
keitsanforderungen der barrierefreien Informationstechnik entsprechen muss. 

Ausschreibung und Beschaffung 
Ausschreibungen sollten genaue Vorgaben zur Zugänglichkeit der Informationstech-
nik enthalten. Dazu sollte Bezug auf die jeweils aktuellen Zugänglichkeitsanforderun-
gen genommen werden. Es kann auch vorgegeben werden, dass das Produkt nur 
abgenommen wird, wenn eine unabhängige Prüfstelle die Zugänglichkeit, z. B. im  
Sinne der aktuellen BITV-Anforderungen, festgestellt hat. 

Prozesssteuerung 
Der Prozess der Umsetzung von Barrierefreiheit muss geplant und gemeinsam ge-
steuert werden. Hierzu eignen sich bereits bestehende Arbeitsgruppen. Es kann 
auch eine neue Steuerungsgruppe eingerichtet werden. Sie legt gemeinsam Ziele, 
einzelne Schritte und die Verantwortlichkeiten verbindlich fest. Es kann auch eine 
Projektgruppe eingerichtet werden. Die Projektmitglieder werden von ihren übrigen 
dienstlichen Aufgaben in angemessenem Umfang freigestellt. Es gibt eine verant-
wortliche Projektleitung, alle notwendigen personellen und technischen Mittel zur Er-
reichung des Projektzieles werden zur Verfügung gestellt.  

Begleitende Beratung, Qualifizierung und Qualitätssicherung  
Informationstechnik barrierefrei zu gestalten, erfordert von Beginn an andere Vorge-
hensweisen als in traditionellen Projekten. Daher kann es sinnvoll sein, externes Ex-
pertenwissen hinzuzuziehen, um durch Sensibilisierung, Schulung und begleitende 
Tests den Prozess der barrierefreien Informationstechnik-Gestaltung zu unterstützen. 
Eine Vereinbarung kann hierzu genauere Regelungen treffen. Wichtig ist, dass Schu-
lungsmaßnahmen bei Bedarf z. B. für Entwicklung, Online-Redaktion und für Mitglie-
der der Steuerungsgruppe vorgesehen werden, damit das erforderliche Know-how 
für die Umsetzung der Barrierefreiheit bedarfsgerecht zur Verfügung steht. 
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4. Grundlagen der barrierefreien Informationstechnik 

In der Vereinbarung sollten die Grundlagen barrierefreier Informationstechnik ver-
bindlich festgehalten werden. Das sind u. a.: 
 
 Begriffsdefinitionen, wie z. B. der Behindertenbegriff der UN-Behindertenrechts-

konvention und der Begriff der Barrierefreiheit des BGG,  

 Webanwendungen / -inhalte 

o BITV (aktuelle Fassung),  
http://www.gesetze-im-internet.de/bitv/index.html 

o WCAG1 1.0, http://www.w3.org/TR/WCAG10 

o WCAG1 2.0, http://www.w3.org/TR/WCAG20 

 Softwareoberflächen 
o WCAG1 2.0, http://www.w3.org/TR/WCAG20 

o IBM Checkliste für Software-Zugänglichkeit - Version 3.1 

http://www.barrierefreies-webdesign.de/richtlinien/ibm- 
guidelines/index.html 

Weiterführende Informationen: 

BSI-Leitfaden „Barrierefreies E-Government“ - Richtschnur für betriebliche Internet- 
und Intranetauftritte des Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI): 
http://www.bsi.bund.de/ 
 
"Benutzerfreundliche Software" der NRW-Gemeinschaftsinitiative Gesünder Arbeiten: 
http://www.gesuenderarbeiten.de/themen/software/Softwarefragebogen.pdf 
 
Anleitungen und Arbeitshilfen der Berufsgenossenschaften: 
http://www.vbg.de/service/publikation.jsp?step=10 
 
Gesellschaft Arbeit und Ergonomie - online e.V.: 
http://www.ergo-online.de  
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